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Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Weingesetzes 


A. Problem und Ziel 

Die Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Wein ist aufgehoben worden durch die Verord- 
nung (EG) Nr. 479/2008 des Rates vom 29. April 2008 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Wein, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1493/ 
1999, (EG) Nr. 1782/2003, (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 3/2008 und zur Auf- 
hebung der Verordnungen (EWG) Nr. 2392/86 und (EG) Nr. 1493/1999 (ABI. 
L 148 vom 6. 6. 2008, S. 1). Die neue gemeinsame Marktorganisation für Wein 
sieht Änderungen bei der Bezeichnung der Weine vor. Ein wesentliches Element 
der Kennzeichnung der Weine sind ab 1. August 2009 geschützte Ursprungs- 
bezeichnungen und geografische Angaben sowie traditionelle Begriffe für 
Weine. Das deutsche Qualitätsweinsystem mit dieser neuen Systematik zu ver- 
binden erfordert Anpassungen zahlreicher Bestimmungen des Weingesetzes. 
Vorschriften über ein nationales Vorverfahren zum Schutz von Ursprungsbe- 
zeichnungen und geografischen Angaben sind neu aufzunehmen. Bei den Be- 
stimmungen über die Qualitätsweine bestimmter Anbaugebiete und das amtliche 
Prüfungsverfahren sind im Hinblick auf die Anforderungen an Produktspezifi- 
kationen Ergänzungen vorzunehmen. Die Regelungen über Landweine werden 
dahingehend ausgestaltet, dass für sie die EG-Bestimmungen über Weine mit ge- 
schützter geografischer Angabe angewendet werden können. Die Verweisungen 
auf die Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 sind aufzuheben und auf das neue Ge- 
meinschaftsrecht umzustellen, wobei zu berücksichtigen ist, dass die Vorschrif- 
ten der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Wein in die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates über die einheitliche 
GMO (ABI. L 299 vom 16. 11. 2007, S. 1) integriert werden. 

B. Lösung 

Erlass des vorliegenden Gesetzes. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 
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2. Vollzugsaufwand 

Für den Bund bedeutet die Durchführung eines nationalen Vorverfahrens zum 
Schutz von Ursprungsbezeichnungen und geografischen Angaben neuen Voll- 
zugsaufwand. Dieser Aufwand ist durch das Gemeinschaftsrecht verursacht; es 
besteht für die Mitgliedstaaten die Verpflichtung, ein nationales Vorverfahren 
einzurichten. 

Durch die gemeinschaftsrechtlich vorgesehenen Kontrollen von Produktspezi- 
fikationen für Weine mit geschützten Ursprungsbezeichnungen und geogra- 
fischen Angaben entsteht für die Länder zusätzlicher Aufwand im Vergleich zur 
bisherigen Tätigkeit im Rahmen der amtlichen Qualitätsweinprüfung. Neuen 
Kontrollaufwand bringt der Schutz der Landweingebietsbezeichnungen als ge- 
ografische Angaben mit sich; der Kontrollumfang wird im Rahmen des Ge- 
meinschaftsrechts weitgehend den Ländern überlassen. 

Auswirkungen auf die Haushalte der Kommunen sind nicht zu erwarten. 

E. Sonstige Kosten 

Die im Gemeinschaftsrecht vorgesehenen Kontrollen bei Qualitätsweinen be- 
stimmter Anbaugebiete (Weinen mit geschützten Ursprungsbezeichnungen), 
Landweinen (Weinen mit geschützter geografischer Angabe) und die Zertifizie- 
rung von Weinen mit Rebsorten- oder Jahrgangsangabe werden Kontrollkosten 
verursachen, die nach dem Gemeinschaftsrecht von den Wirtschaftsbeteiligten 
zu tragen sind. Die Höhe der Kosten kann nicht beziffert werden, da insoweit 
landesrechtliche Vorgaben maßgeblich sind. Die Marktposition der Qualitäts- 
weine bestimmter Anbaugebiete und das Interesse an Rebsortenangaben bei 
Weinen lassen erwarten, dass der entstehende Kostenaufwand von den Markt- 
beteiligten in Kauf genommen wird. Insgesamt dürften die Produktionskosten 
nicht merklich steigen. Auswirkungen auf Einzelpreise, auf das Preisniveau, 
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

F. Bürokratiekosten 

Durch den Gesetzentwurf werden Informationspfiichten weder eingeführt noch 
aufgehoben noch geändert. Soweit das Antragsverfahren zum Schutz von Ur- 
sprungsbezeichnungen und geografischen Angaben geregelt wird, handelt es 
sich um Maßnahmen des nationalen Vorverfahrens zur Erlangung des gemein- 
schaftsrechtlichen Schutzes, dessen Grundlage allein das Gemeinschaftsrecht 
darstellt. National werden keine Informationspflichten von Bürgern oder Bür- 
gerinnen begründet. 
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Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Weingesetzes 

Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Weingesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. Mai 2001 (BGBl. 1 S. 985), das zuletzt durch Artikel 15 
Absatz 57 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. 1 
S. 160) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die § 3a betreffende Zeile wird wie folgt gefasst: 

„§ 3a Elektronische Kommunikation“. 

b) Die § 8 betreffende Zeile wird wie folgt gefasst: 

„§ 8 Unzulässige Anpflanzungen“. 

c) Die Überschrift des 4. Abschnitts wird wie folgt ge- 
fasst: 

„4. Abschnitt 

Qualitätswein b. A. und Landwein“. 

d) Nach dieser Überschrift wird folgende § 16a betref- 
fende Zeile eingefügt: 

„§ 16a Produktspezifikationen“. 

e) Nach der §21 betreffenden Zeile wird die Über- 
schrift „5. Abschnitt Bezeichnung“ gestrichen. 

f) Nach der § 22 betreffenden Zeile wird folgende § 22a 
betreffende Zeile eingefügt: 

„§ 22a Jährliche Kontrollen von Spezifikationen“. 

g) Nach der § 22a betreffenden Zeile wird folgende 
Überschrift eingefügt: 

„5. Abschnitt 

Geografische Bezeichnungen und Kennzeichnung“. 

h) Nach dieser Überschrift werden folgende § 22b, 
§ 22c und § 22d betreffende Zeilen eingefügt: 

„§ 22b Schutz geografischer Bezeichnungen 

§ 22c Antrag auf Schutz einer geografischen Be- 
zeichnung nach EG-Recht 

§ 22d Merkmale von Weinen mit geschützter Ur- 
sprungsbezeichnung oder geschützter geo- 
grafischer Angabe“. 

i) Die § 23 betreffende Zeile wird wie folgt gefasst: 

„§ 23 Angabe kleinerer geografischer Einheiten“. 

j) Nach der § 23 betreffenden Zeile wird folgende § 23a 
betreffende Zeile eingefügt: 

„§ 23a Verwendung mehrerer Bezeichnungen“. 

2. § 1 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„( 1 ) Dieses Gesetz regelt den Anbau, das Verarbeiten, 
das Inverkehrbringen und die Absatzförderung von Wein 
und sonstigen Erzeugnissen des Weinbaus, soweit 


1 . dies nicht in für den Weinbau und die Weinwirtschaft 
unmittelbar geltenden Rechtsakten der Europäischen 
Gemeinschaft geregelt ist oder 

2. nach den für den Weinbau und die Weinwirtschaft 
unmittelbar geltenden Rechtsakten der Europäischen 
Gemeinschaft, insbesondere der für den Weinsektor 
geltenden Vorschriften der gemeinsamen Marktorga- 
nisation, Maßnahmen der innerstaatlichen Qualitäts- 
politik ergriffen werden.“ 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1 . Erzeugnisse: die in den Rechtsakten der Europäi- 
schen Gemeinschaft genannten Erzeugnisse des 
Weinbaus ohne Rücksicht auf ihren Ursprung, 
aromatisierter Wein, aromatisierte weinhaltige 
Getränke, aromatisierte weinhaltige Cocktails 
sowie weinhaltige Getränke,“. 

b) In Nummer 1 9 werden 

aa) das Wort „(Drittlandserzeugnissen)“ und 

bb) die Wörter „(Erzeugnisse aus Vertragsstaaten)“ 

gestrichen. 

c) In Nummer 20 wird das Wort „(Gemeinschaftser- 
zeugnissen)“ gestrichen. 

d) In Nummer 23 wird der Schlusspunkt durch ein 
Komma ersetzt. 

e) Folgende Nummern 24, 25 und 26 werden angefügt: 

„24. Qualitätswein: Wein mit der Bezeichnung Qua- 
litätswein oder, vorbehaltlich abweichender Re- 
gelung, Prädikatswein mit Ursprung in einem 
der bestimmten Anbaugebiete (b. A.), dessen 
Name nach Artikel 51 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 479/2008 des Rates vom 29. April 2008 
über die gemeinsame Marktorganisation für 
Wein, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 
1493/1999, (EG) Nr. 1782/2003, (EG) Nr. 1290/ 
2005, (EG) Nr. 3/2008 und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 2392/86 und (EG) 
Nr. 1493/1999 (ABI. L 148 vom 6. 6. 2008, S. 1) 
als Ursprungsbezeichnung geschützt ist, 

25. Landwein: Wein aus einem Landweingebiet, 
dessen Name nach Artikel 5 1 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 479/2008 als geografische An- 
gabe geschützt ist, 

26. Grundwein 

a) Wein, der zur Herstellung von Wein mit der 
Angabe der Herkunft „Europäischer Ge- 
meinschaftswein“ oder „Verschnitt von Wei- 
nen aus mehreren Ländern der Europäischen 
Gemeinschaft“ bestimmt ist; 
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b) Wein, der zur Herstellung von Schaumwein 
oder Qualitätsschaumwein ohne Rebsorten- 
angabe bestimmt ist; 

c) Wein, der zur Herstellung von aromatisier- 
tem Wein, aromatisierten weinhaltigen Ge- 
tränken, aromatisierten weinhaltigen Cock- 
tails, weinhaltigen Getränken, alkoholfreiem 
oder alkoholreduziertem Wein oder daraus 
hergestellten schäumenden Getränken, Wein- 
essig oder anderen Lebensmitteln, die keine 
Erzeugnisse sind, bestimmt ist.“ 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„(2) Das Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Bezeichnungen für Landweine festzule- 
gen. Die Gebiete sind in Anlehnung an herkömm- 
liche geografische Begriffe für solche geografische 
Räume festzulegen, in denen traditionell Weinbau 
betrieben wird. 

(3) Die bestimmten Anbaugebiete nach Absatz 1 
und die in Rechtsverordnungen nach Absatz 2 in Ver- 
bindung mit Absatz 4 festgelegten Landweingebiete 
bilden das deutsche Weinanbaugebiet.“ 

c) Folgende Absätze 5 und 6 werden angefugt: 

„(5) Soweit die in Absatz 1 genannten Bezeichnun- 
gen der bestimmten Anbaugebiete nach Artikel 5 1 Ab- 
satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 geschützt 
sind, gehen für die Qualitätsweine dieser Anbauge- 
biete die Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft 
über Weine mit geschützter Ursprungsbezeichnung, 
sofern dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

(6) Soweit die Bezeichnungen der Gebiete für die 
Bezeichnung von Landwein nach Artikel 5 1 Absatz 1 
der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 in das von der 
Europäischen Kommission geführte Register der ge- 
schützten geografischen Angaben eingetragen sind, 
gehen für die Landweine dieser Gebiete die Rechts- 
akte der Europäischen Gemeinschaft über Weine mit 
geschützter geografischer Angabe, sofern dieses Ge- 
setz nichts anderes bestimmt.“ 

5. § 3a wird wie folgt gefasst: 

„§ 3a 

Elektronische Kommunikation 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vor- 
schriften über den Ausschluss der elektronischen Kom- 
munikation und elektronischen Form bei der Durchfüh- 
rung der Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft über 
Weine, des Weingesetzes und der auf Grund dieses Geset- 
zes erlassenen Rechtsverordnungen zu erlassen.“ 

6. § 3b wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender Satz einge- 
fügt: 


„Soweit für Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 1 kein 
jährlicher Bedarf in Höhe der zur Verfügung stehen- 
den 1 Million Euro besteht, können diese Mittel für 
Maßnahmen der Länder ausgegeben werden.“ 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 ist ein Gesetz im Sinne des § 1 Absatz 2 
Nummer 4 des Gesetzes zur Durchführung der Ge- 
meinsamen Marktorganisationen und der Direktzah- 
lungen.“ 

c) Dem Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 

„ln der Rechtsverordnung nach Satz 1 kann vorgese- 
hen werden, dass die Vorschriften des Ersten und 
Zweiten Abschnittes des Gesetzes zur Durchführung 
der Gemeinsamen Marktorganisationen und der 
Direktzahlungen, soweit sie sich auf die Gewährung 
besonderer Vergünstigungen beziehen, anzuwenden 
sind. Im Falle einer Bestimmung nach Satz 2 sind die 
Vorschriften des Ersten und Zweiten Abschnittes des 
Gesetzes zur Durchführung der Gemeinsamen 
Marktorganisationen und der Direktzahlungen mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass für den Erlass von 
Rechtsverordnungen auf Grund der vorstehend ge- 
nannten Vorschriften die Landesregierungen zustän- 
dig sind. § 54 Absatz 2 gilt entsprechend.“ 

7. ln § 4 Absatz 2 Nummer 1 und 2 Buchstabe b werden 
jeweils die Worte „entgegen den Rechtsakten der Euro- 
päischen Gemeinschaft oder“ gestrichen. 

8. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 wird folgender 
Buchstabe c angefügt: 

„c) Gewährung eines Wiederbepflanzungsrechts an 
einen Betrieb, der sich zur Rodung einer Reb- 
fläche vor Ablauf des dritten Jahres nach der 
Anpflanzung der neuen Reben verpflichtet,“. 

b) Absatz 6 wird aufgehoben. 

9. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden 

aa) im einleitenden Satzteil nach dem Wort „Quali- 
tätswein b. A.“ die Wörter „oder Landwein“ ein- 
gefügt, 

bb) in Nummer 1 die Wörter „Tafelwein, der mit 
einer geografischen Angabe bezeichnet wird,“ 
durch das Wort „Landwein“ ersetzt, 

cc) in Nummer 3 Buchstabe a nach dem Wort „Qua- 
litätswein b. A.“ die Wörter „oder Landwein“ 
eingefügt. 

b) ln Absatz 2 Nummer 1 und 2 werden jeweils nach 
dem Wort „Qualitätswein b. A.“ die Wörter „oder 
Landwein“ eingefügt. 

10. § 8 wird wie folgt gefasst: 

„§8 

Unzulässige Anpflanzungen 

(1) Eine Erteilung von Pflanzungsrechten für vor 
dem 1. September 1998 ohne entsprechende Pflan- 
zungsrechte bepflanzte Rebflächen zur Regularisierung 
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dieser Flächen nach Artikel 86 Absatz 1 der Verord- 
nung (EG) Nr. 479/2008 ist durch den Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigten der Fläche bei der nach Landes- 
recht zuständigen Stelle zu beantragen. 

(2) Die Landesregierungen werden emiächtigt, 
durch Rechtsverordnung die nach den Rechtsakten der 
Europäischen Gemeinschaft über widerrechtliche An- 
pflanzungen erforderlichen Bestimmungen 

1 . über das Verfahren der Regularisierung und 

2. die Höhe des Entgelts, das für ein nach Absatz 1 er- 
teiltes Pflanzungsrecht zu zahlen ist, 

festzulegen.“ 

11. § 8a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Landesregierungen werden emiächtigt, 
durch Rechtsverordnung eine oder mehrere regio- 
nale Reserven von Pflanzungsrechten zu schaffen.“ 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) Die Absätze 3 und 4 werden wie folgt gefasst: 

„(3) Soweit die Landesregiemngen durch Rechts- 
verordnung eine oder mehrere regionale Reserven 
von Pflanzungsrechten schaffen, können sie in der 
Rechtsverordnung die Verwaltung der Reserve oder 
der Reserven regeln und dabei insbesondere die Vo- 
raussetzungen und das Verfahren für die Gewähmng 
von Rechten aus der Reserve und die Zufühmng von 
Rechten zur Reserve festlegen. 

(4) Soweit die Landesregiemngen durch Rechts- 
verordnung 

1 . bei der Schaffung regionaler Reserven nach der 
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom 
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Wein (ABI. L 179 vom 14. 7. 1999, 
S. 1) bestimmt haben, dass ein Wiederbepflan- 
zungsrecht bis zum Ende des achten auf das Jahr 
der Rodung folgenden Jahres ausgeübt werden 
kann oder 

2. auf der Gmndlage einer abweichenden Entschei- 
dung nach Artikel 5 Absatz 8 Satz 1 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1493/1999 bestimmt haben, dass 
ein Wiederbepflanzungsrecht bis zum Ende des 
dreizehnten auf das Jahr der Rodung folgenden 
Weinjahres ausgeübt werden kann, 

bestimmt sich die Laufzeit eines im Rahmen der 
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 erteilten Wiederbe- 
pflanzungsrechts durch die bei der Gewähmng gel- 
tenden Frist für dessen Ausübung, längstens durch 
die Laufzeit der Anbauregelung nach Artikel 90 der 
Verordnung (EG) Nr. 479/2008.“ 

12. § 9 wird wie folgt gefasst: 

„§9 

Hektarertrag 

(1) Weintrauben, Traubenmost, teilweise gegorener 
Traubenmost und Wein dürfen nach Maßgabe der fol- 
genden Vorschriften nur in einer Menge an andere ab- 


gegeben, verwendet oder verwertet werden, die dem 
Gesamthektarertrag des Weinbaubetriebes entspricht. 
Ist in Rechtsverordnungen nach Absatz 2 Satz 1 in Ver- 
bindung mit Absatz 3 der Hektarertrag für 

1 . einzelne Anbaugebiete, Landweingebiete oder Teile 

dieser Gebiete oder 

2. Qualitätsgrappen: 

a) Prädikatswein und Qualitätswein 

b) Landwein 

c) Wein mit Rebsorten- oder Jahrgangsangabe 

d) Wein ohne Rebsorten- und ohne Jahrgangsan- 
gabe 

e) Gmndwein 

gesondert festgesetzt, so ist der Gesamthektarertrag für 
die entsprechenden Rebflächen jeweils gesondert zu 
berechnen. Ein Ausgleich zwischen den gesondert zu 
berechnenden Gesamthektarerträgen ist nicht zulässig. 
Soweit die Hektarerträge nach Satz 2 Nummer 2 geson- 
dert festgesetzt worden sind, ist die gesonderte Berech- 
nung der Gesamthektarerträge bis zum 15. Januar des 
auf die Ernte folgenden Jahres vorzunehmen. Eine He- 
rabstufung nach diesem Zeitpunkt hat keine Erhöhung 
der einzelnen Gesamthektarerträge zur Folge. 

(2) Die Landesregiemngen setzen durch Rechtsver- 
ordnung einen Hektarertrag für Weintrauben, Trauben- 
most oder Wein für die in § 3 Absatz 1 und für die nach 
§ 3 Absatz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 4 festgeleg- 
ten Gebiete fest. Wird der Hektarertrag nach Satz 1 für 
Traubenmost oder Wein festgesetzt, so ist er auf die zu 
ihrer Herstellung verwendeten Erzeugnisse entspre- 
chend anzuwenden. 

(3) Wird der Hektarertrag für Qualitätsgmppen un- 
terschiedlich festgesetzt, so darf dieser für anderen 
Wein als Prädikatswein und Qualitätswein 150 Hekto- 
liter/Hektar und für Gmndwein 200 Hektoliter/Hektar 
nicht übersteigen. 

(4) Bei der Berechnung des Gesamthektarertrages 
nach Absatz 1 sind die Erträge von den Rebflächen 
nicht zu berücksichtigen, die als geografisches Gebiet 
für eine geschützte Urspmngsbezeichnung oder ge- 
schützte geografische Angabe abgegrenzt sind, über 
deren Schutz im Verfahren nach Artikel 41 der Verord- 
nung (EG) Nr. 479/2008 entschieden worden ist, und 
die unter der geschützten Urspmngsbezeichnung oder 
geografischen Angabe vermarktet werden. 

(5) Ist der Hektarertrag nach Absatz I Satz 2 Num- 
mer I in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach 
Absatz 2 Satz I für Flachlagen und Steillagen gesondert 
festgesetzt, können die Landesregiemngen durch Rechts- 
verordnung zur Berücksichtigung regionaler Besonder- 
heiten abweichend von Absatz 1 Satz 3 einen Ausgleich 
zwischen den gesondert berechneten Gesamthektarerträ- 
gen zulassen. 

(6) Die Vorschriften über Gmndwein gelten auch für 
Traubensaft.“ 

13. § 10 wird wie folgt geändert: 
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a) ln Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 wird je- 
weils das Wort „Qualitätsschaumwein b. A.“ durch 
das Wort „Sekt b. A.“ ersetzt. 


2. Vermarktungsregeln zur Steuerung des Angebots 
im Sinne des Artikels 67 der Verordnung (EG) 
Nr. 479/2008 festzusetzen. 


b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Ist nach § 9 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 ein 
Hektarertrag für Grundwein gesondert festgesetzt 
worden, ist abweichend von den Absätzen 1, 2 Satz 1 
und Absatz 3 die Emtemenge, die den Gesamthektar- 
ertrag im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 1 oder 2 über- 
steigt, nach § 1 1 zu destillieren.“ 

14. § 12 Absatz 3 Nummer 1 wird aufgehoben. 

15. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. das Süßen der Qualitätsweine zuzulassen und 
dabei den Gesamtalkoholgehalt der zum Süßen 
verwendeten Erzeugnisse zu begrenzen und 
vorzuschreiben, um wie viel Volumenprozent 
der Gesamtalkoholgehalt des gesüßten Erzeug- 
nisses durch das Süßen erhöht werden darf,“. 

b) ln der Nummer 3 wird die Angabe „Nummern 4 
bis 6“ durch die Angabe „Nummern 4 und 5“ ersetzt. 

c) Die Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. für bestimmte Weine den zulässigen Gesamt- 
alkoholgehah festzulegen, der bei einer An- 
hebung des natürlichen Alkoholgehaltes nicht 
überschritten werden darf“ 

d) Die Nummer 6 wird aufgehoben. 

16. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Erzeugnisse dürfen nur in den Verkehr ge- 
bracht werden, wenn sie von handelsüblicher Be- 
schaffenheit sind.“ 

b) ln Absatz 3 wird nach Nummer 1 folgende Num- 
mer la eingefügt: 

„la. soweit es zur Durchführung von für den Wein- 
bau und die Weinwirtschaft anwendbaren 
Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft 
erforderlich ist, Vorschriften zur Einhaltung 
des Verbots des vollständigen Auspressens 
von Weintrauben für die Weinbereitung zu er- 
lassen, insbesondere die Mindestmenge Alko- 
hol festzulegen, die nach dem Pressen der 
Weintrauben in den Nebenerzeugnissen ent- 
halten sein muss,“. 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates, soweit dies zur Durchfüh- 
rung von für den Weinbau und die Weinwirtschaft 
anwendbaren Rechtsakten der Europäischen Ge- 
meinschaft erforderlich ist, 

1. das Verfahren zur Anerkennung von Branchen- 
organisationen nach Artikel 65 der Verordnung 
(EG) Nr. 479/2008 zu regeln. 


Vor dem Erlass von Rechtsverordnungen nach Satz 1 
Nummer 2 sind die anerkannten Branchenorganisa- 
tionen anzuhören.“ 

d) Absatz 5 wird aufgehoben. 

17. Die Überschrift des 4. Abschnittes wird wie folgt ge- 
fasst: 


„4. Abschnitt 

Qualitätswein und Landwein“. 

18. Im 4. Abschnitt wird vor § 17 folgender § 16a einge- 
fügt: 


„§16a 

Produktspezifikationen 

Die in diesem Abschnitt geregelten Bestimmungen 
über Anforderungen und Eigenschaften von Qualitäts- 
weinen und Landweinen sind Teil der Produktspezifi- 
kationen im Sinne des Artikels 35 Absatz 2 der Verord- 
nung (EG) Nr. 479/2008 zur Beschreibung der Weine 
aus den bestimmten Anbaugebieten sowie den Land- 
weingebieten und Gegenstand der Kontrollen der Ein- 
haltung der Spezifikationen nach Artikel 48 der Verord- 
nung (EG) Nr. 479/2008.“ 

19. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Nummer 1 werden die Wörter „dabei 
können sie zulassen, dass Rebflächen beregnet wer- 
den, wenn die Umwehbedingungen dies rechtferti- 
gen; ferner können sie die Beregnung von nicht im 
Ertrag stehenden Rebflächen sowie zum Frostschutz 
zulassen,“ durch die Wörter „dabei können sie Vor- 
schriften über die Bewässerung von Rebflächen er- 
lassen,“ ersetzt. 


b) In Absatz 4 werden nach dem Wort „Rebsorten“ die 
Wörter „der Art Vitis vinifera“ eingefügt. 

20. § 1 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Qualitätsschaum- 
wein b. A. oder“ gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz I werden im einleitenden Satzteil 
nach der Angabe „Absatz 1 oder 2“ die Wörter 
„nach systematischer organoleptischer und analy- 
tischer Untersuchung“ eingefügt. 

21. § 2 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Im einleitenden Satzteil wird das Wort „Qualitäts- 
schaumwein b. A.“ durch das Wort „Sekt b. A.“ er- 
setzt. 


b) Die Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. das Prüfungsverfahren und weitere Einzelheiten 
der Kontrolle der Produktspezifikationen zu re- 
geln,“. 

c) In Nummer 6 wird das Wort „Tafelwein“ durch das 
Wort „Wein“ ersetzt. 

22. Nach § 21 wird die Überschrift „5. Abschnitt Bezeich- 
nung“ gestrichen. 
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23. § 22 wird wie folgt gefasst: 

„§ 22 ^ 

Landwein 

(1) Die Bezeichnung eines Weines als Landwein 
setzt voraus, dass 

1. die zur Weinherstellung verwendeten Trauben zu 
mindestens 85 vom Hundert aus dem Landweinge- 
biet stammen, dessen Bezeichnung der Wein trägt, 

2. eine Konzentrierung durch Kälte nicht vorgenom- 
men worden ist, 

3. der Abfüller von der nach Landesrecht zuständigen 
Stelle in das System der jährlichen Kontrollen zur 
Einhaltung der für Landweine bestehenden Produkt- 
spezifikationen aufgenommen worden ist. 

(2) Das Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Verbraucherschutz wird emiächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates 

1 . Vorschriften über das Süßen und den Restzuckerge- 
halt von Landwein zu erlassen, 

2. vorzuschreiben, dass bestimmte Maßnahmen bei der 
jährlichen Kontrolle der Einhaltung der Spezifika- 
tion durchzuführen sind, insbesondere zu bestim- 
men, dass analytische Untersuchungen der Weine in 
systematischer Weise oder stichprobenweise durch- 
geführt werden. 

(3) Die Landesregierungen können durch Rechtsver- 
ordnung regeln: 

1 . die Verzeichnisse der zur Herstellung von Landwein 
geeigneten Rebsorten der Art Vitis vinifera oder 
einer Kreuzung zwischen Vitis vinifera und einer 
anderen Art der Gattung Vitis, 

2. den natürlichen Mindestalkoholgehalt der Land- 
weine unter Berücksichtigung der für Qualitätswein 
desselben geografischen Raumes geltenden Wertes, 

3. das Verfahren der jährlichen Kontrolle der Produkt- 
spezifikationen der Landweine; sie können dabei 
vorsehen, dass bei der jährlichen Kontrolle der Pro- 
duktspezifikationen organoleptische Untersuchun- 
gen der Weine in systematischer Weise oder stich- 
probenweise durchgeführt werden.“ 

24. Nach § 22 wird folgender § 22a eingefugt: 

„§ 22a 

Jährliche Kontrollen der Spezifikationen 

(1) Das Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Verbraucherschutz wird emiächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates Vorschriften über die Kontrollen, insbesondere 
durch analytische oder organoleptische Prüflingen, zur 
Einhaltung von Produktspezifikationen von Weinen mit 
Ursprungsbezeichnungen oder geografischen Angaben 
zu erlassen, soweit dies zur Durchfühmng von für den 
Weinbau und die Weinwirtschaft anwendbaren Rechts- 
akten der Europäischen Gemeinschaft hinsichtlich der 
Vorschriften über Urspmngsbezeichnungen und geo- 
grafische Angaben erforderlich ist. 


(2) Die Durchfühmng der Kontrolle obliegt den nach 
Landesrecht zuständigen Stellen. Die Landesregiemn- 
gen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1 . die Durchfühmng der Kontrolle ganz oder teilweise 
auf nichtstaatliche Kontrollstellen zu übertragen (Be- 
leihung) oder sie daran zu beteiligen (Mitwirkung), 

2. die Voraussetzungen und das Verfahren der Belei- 
hung oder der Mitwirkung zu regeln.“ 

25. Nach § 22a wird folgende Überschrift eingefügt: 

„5. Abschnitt 

Geografische Bezeichnungen und Kennzeichnung“. 

26. Vor § 23 werden folgende §§ 22b bis 22d eingefügt: 

„§ 22b 

Schutz geografischer Bezeichnungen 

(1) Geografische Bezeichnungen im Sinne dieses 
Gesetzes sind 

1 . die Urspmngsbezeichnungen und die geografischen 
Angaben im Sinne des Artikels 34 Absatz 1 Buch- 
stabe a und b der Verordnung (EG) Nr. 479/2008, 

2. die Namen von in die Weinbergsrolle eingetragenen 
Lagen und Bereichen sowie 

3. die Namen von Gemeinden und Ortsteilen, die im 
geschäftlichen Verkehr zur Bezeichnung eines Er- 
zeugnisses benutzt werden. 

(2) Geografische Bezeichnungen dürfen im geschäft- 
lichen Verkehr nicht für Erzeugnisse benutzt werden, 
die nicht aus 

1. der der Urspmngsbezeichnung oder der geografi- 
schen Angabe zugmnde liegenden geografischen 
Einheit oder 

2. der in der Weinbergsrolle eingetragenen Lage oder 
dem dort eingetragenen Bereich oder 

3. der bezeichneten Gemeinde oder dem Ortsteil stam- 
men, 

werm bei der Benutzung solcher Bezeichnungen eine 
Gefahr der Irrefühmng über die geografische Herkunft 
besteht. 

(3) § 128 Absatz 1 und 2 des Markengesetzes gilt 
entsprechend. 

§22c 

Antrag auf Schutz einer geografischen Bezeichnung 
nach EG-Recht 

(1) Anträge auf Eintragung einer geografischen An- 
gabe oder Urspmngsbezeichnung in das Verzeichnis 
der geschützten Urspmngsbezeichnungen und geografi- 
schen Angaben, das von der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaft nach Artikel 46 der Verordnung 
(EG) Nr. 479/2008 geführt wird, sind bei der Bundesan- 
stalt für Landwirtschaft und Emähmng (Bundesanstalt) 
zu stellen. 

(2) Die Bundesanstalt veröffentlicht den Antrag im 
Bundesanzeiger oder elektronischen Bundesanzeiger*. 
Gegen den Antrag kann innerhalb von vier Monaten ab 


* http://www.ebundesanzeiger.de/ 
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seiner Veröffentlichung von jeder Person mit einem be- 
rechtigten Interesse, die im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland niedergelassen oder ansässig ist, bei der 
Bundesanstalt Einspruch eingelegt werden. 

(3) Die Bundesanstalt holt zu dem Antrag innerhalb 
der vier Monate eine Stellungnahme der für den Wein- 
bau zuständigen obersten Landesbehörde des Landes 
oder der Länder ein, in dessen oder deren örtlicher Zu- 
ständigkeit die Rebflächen belegen sind, die im Rah- 
men der beantragten Produktspezifikation als geogra- 
fisches Gebiet abgegrenzt sind. 

(4) Nach Ablauf der Einspruchsfrist trifft die Bun- 
desanstalt eine Entscheidung über das Vorhegen der 
Eintragungsvoraussetzungen unter Berücksichtigung 
der eingeholten Stellungnahmen nach Absatz 3 und 
nach Anhörung eines Fachausschusses, der von der 
Bundesanstalt einberufen wird und sich zusammensetzt 
aus Vertretern des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz, der für den 
Weinbau zuständigen obersten Landesbehörden und 
den Verbänden der Weinwirtschaft. 

(5) Entspricht der Antrag den Voraussetzungen der 
Verordnung (EG) Nr. 479/2008 und der zu seiner 
Durchführung erlassenen Vorschriften, stellt die Bun- 
desanstalt dieses fest. Andernfalls wird der Antrag zu- 
rückgewiesen. Die Bundesanstalt veröffentlicht den 
stattgebenden Bescheid im Bundesanzeiger oder elek- 
tronischen Bundesanzeiger*. Kommt es zu wesentli- 
chen Änderungen der nach Absatz 2 veröffentlichten 
Angaben, so werden diese zusammen mit dem stattge- 
benden Bescheid im Bundesanzeiger oder elektroni- 
schen Bundesanzeiger* veröffentlicht. Der Bescheid 
nach Satz 1 und nach Satz 2 ist dem Antragsteller und 
denjenigen zuzustellen, die fristgemäß Einspruch ein- 
gelegt haben. 

(6) Sobald der Bescheid nach Absatz 5 Satz 1 be- 
standskräftig geworden ist, unterrichtet die Bundesan- 
stalt den Antragsteller hierüber und übermittelt den An- 
trag mit den erforderlichen Unterlagen dem Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz. Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz übennittelt den 
Antrag an die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften. 

(7) Die Bundesanstalt veröffentlicht die Fassung der 
Spezifikation, auf die sich die positive Entscheidung 
bezieht, im Bundesanzeiger oder elektronischen Bun- 
desanzeiger*. 

(8) Das Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates nähere Bestimmungen zu erlassen über 

1. das Antragsverfahren nach Absatz 1 und das Ein- 
spruchsverfahren nach Absatz 2, 

2. den in Absatz 4 genannten Fachausschuss, 

3. das Einspruchsverfahren im Sinne des Artikels 40 

der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 und das Verfah- 


* http://www.ebundesanzeiger.de/ 


ren zur Änderung einer Produktspezifikation im 
Sinne des Artikels 49 der Verordnung (EG) Nr. 479/ 
2008, soweit sich das Erfordernis hierfür aus den 
Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft ergibt. 

§ 22d 

Merkmale von Weinen mit geschützter Ursprungs- 
bezeichnung oder geschützter geografischer Angabe 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Anforderungen hinsichtlich der Hektarerträge, Min- 
destalkoholgehalte und charakteristischen Merkmale 
festzulegen, die von den Weinen zu erfüllen sind, für die 
ein Antrag auf den Schutz einer Ursprungsbezeichnung 
oder geografischen Angabe gestellt wird, soweit dies 

1. der Durchführung von für den Weinbau und die 
Weinwirtschaft anwendbaren Rechtsakten der Euro- 
päischen Gemeinschaft hinsichtlich der Vorschriften 
über Ursprungsbezeichnungen und geografische 
Angaben oder 

2. der Herstellung von Weinen mit gebietstypischem 
Charakter 

dient.“ 

27. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 23 

Angabe kleinerer geografischer Einheiten“. 

b) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„( 1 ) Für Erzeugnisse, die mit dem Namen eines be- 
stimmten Anbaugebietes, der als Ursprungsbezeich- 
nung geschützt ist, gekennzeichnet sind, dürfen zu- 
sätzlich zu dem auf Grund der für den Weinbau und 
die Weinwirtschaft anwendbaren Rechtsakte der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft vorgesehenen Namen des 
bestimmten Anbaugebietes nach Artikel 60 Absatz 1 
Buchstabe g der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 nur 
angegeben werden: 

1 . die Namen von in die Weinbergsrolle eingetrage- 
nen Lagen und Bereichen 

2. die Namen von Gemeinden und Ortsteilen. 

(2) Sofern der Name einer Lage, eines Bereiches, 
einer Gemeinde oder eines Ortsteiles in das Register 
der geschützten Ursprungsbezeichnungen oder geo- 
grafischen Angaben für Wein eingetragen ist, ist des- 
sen Verwendung nach Absatz 1 nicht zulässig.“ 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird der Schlusspunkt durch ein 
Komma ersetzt. 

bb) Folgende Nummer 3 wird angefügt: 

„3. Voraussetzungen festzulegen, unter denen 
für den Namen einer Gemeinde oder eines 
Ortsteiles 

a) in Alleinstellung oder 

b) als Teil eines zusammengesetzten Na- 
mens einer geografischen Einheit 
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ein Antrag nach § 22c Absatz 1 gestellt wer- 
den darf.“ 

d) Absatz 4 Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. die Eintragungen und Löschungen von Amts we- 
gen, einschließlich des Verfahrens zur Löschung 
von Amts wegen, wenn der Name einer Lage 
oder eines Bereiches in das Register der ge- 
schützten Ursprungsbezeichnungen oder geo- 
grafischen Angaben für Wein eingetragen 
wird,“. 

e) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Die Landesregierungen werden ferner er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung das Verfahren zu 
regeln, um die in Angelegenheiten der Weinbergs- 
rolle zuständigen Stellen und Ausschüsse in dem 
Fall zu beteiligen, dass hinsichtlich einer in der 
Weinbergsrolle geführten Lage oder eines Bereiches 
eine Stellungnahme nach § 22c Absatz 3 abzugeben 
ist.“ 

28. Nach § 23 wird folgender § 23a eingefiigt: 

„§ 23a 

Verwendung mehrerer Bezeichnungen 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu 
regeln, unter welchen Voraussetzungen eine im Verfah- 
ren nach Artikel 41 der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 
eingetragene Ursprungsbezeichnung oder geografische 
Angabe zusammen mit 

1 . einer nach Artikel 5 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 479/2008 geschützten Ursprungsbezeichnung 
oder geografischen Angabe oder 

2. einem anerkannten traditionellen Begriff im Sinne 
des Artikels 54 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 479/2008 oder 

3. dem Namen einer Gemeinde oder eines Ortsteiles 
in der Kennzeichnung verwendet werden darf.“ 

29. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Erzeugnisse mit Weinnamen, die nach Arti- 
kel 51 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 
geschützt sind, dürfen bis zum 31. Dezember 2011 
nicht mit der Angabe „Geschützte Ursprungsbe- 
zeichnung“ oder „Geschützte geografische Angabe“ 
gekennzeichnet werden.“ 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird das Wort „zuzulassen“ durch 
das Wort „anzuerkennen“ ersetzt. 

bb) Die Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. Hinweise auf die Herstellungsart, die Art 
oder besondere Farbe des Erzeugnisses zu 
regeln.“ 

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung 


1 . die Bestimmungen für Weine mit der Angabe ei- 
ner oder mehrerer Rebsorten oder der Angabe des 
Emtejahres nach Artikel 60 Absatz 2 Buchstabe a 
der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 zu regeln, die 
sicherstellen, dass Zertifizierungs-, Genehmi- 
gungs- und Kontrollverfahren zur Gewährleis- 
tung der Richtigkeit der betreffenden Angaben 
bestehen, 

2. die Durchführung des Zertifizierungs-, Genehmi- 
gungs- oder Kontrollverfahrens ganz oder teil- 
weise auf nichtstaatliche Stellen zu übertragen 
(Beleihung) oder sie daran zu beteiligen (Mitwir- 
kung), 

3 . die Voraussetzungen und das Verfahren der Belei- 
hung oder der Mitwirkung zu regeln.“ 

30. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz I Nummer 2 wird das Wort „Tafelweine“ 
durch das Wort „Weine“ ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Es kann dabei insbesondere vorschreiben, dass und 
in welcher Weise zur Aufstellung über das Produk- 
tionspotential erforderliche Angaben zu übermitteln 
sind.“ 

31. § 34 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die für die Weinbaukartei gemeldeten Angaben über 
die Weinbergsfiächen dürfen von der zur Führung der 
Weinbaukartei zuständigen Stelle zur Erhebung der Ab- 
gabe nach § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 an die dafür 
zuständigen Stellen übermittelt werden.“ 

32. In § 43 Absatz 1 Satz I Nummer 2 Buchstabe a wird 
das Wort „Tafelwein“ durch das Wort „Wein“ ersetzt. 

33. In § 44 Absatz I werden die Wörter „nach der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2392/86 des Rates vom 24. Juli 1986 
zur Einführung der gemeinschaftlichen Weinbaukartei 
(ABI. EG Nr. L 208 S. 1) in der jeweils geltenden Fas- 
sung“ gestrichen. 

34. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 15 Nr. 4 bis 6“ 
durch die Angabe „§ 15 Nummer 4 oder 5“ ersetzt. 

b) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3a einge- 
fiigt: 

„3 a. entgegen § 22b Absatz 2 im geschäftlichen 
Verkehr eine geografische Bezeichnung be- 
nutzt.“ 

35. In § 50 Absatz 2 Nummer 4 wird die Angabe „§ 4 
Abs. 2, §6 Abs. 5 Satz I, § 8b,“ durch die Angabe 
„§ 3b Absatz 3 Satz 1, §4 Absatz 2, §6 Absatz 5 
Satz I“ ersetzt. 

36. Dem § 56 wird folgender Absatz 12 angefügt: 

„(12) Erzeugnisse, die vor dem . . . [einsetzen: Datum 
des Tages der Verkündung des Gesetzes] abweichend 
von § 24 Absatz 1 gekennzeichnet oder in den Verkehr 
gebracht worden sind, dürfen bis zum Aufbrauchen der 
Bestände weiterhin in den Verkehr gebracht werden.“ 
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Artikel 2 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz kann den Wortlaut des Weingesetzes 
in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fas- 
sung im Bundesgesetzblatt bekarmt machen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 26. Mai 2009 

Volker Kauder, Dr. Peter Ramsauer und Fraktion 
Dr. Peter Struek und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom 17. Mai 
1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Wein ist 
aufgehoben worden durch die Verordnung (EG) Nr. 479/ 
2008 des Rates vom 29. April 2008 über die gemeinsa- 
me Marktorganisation für Wein, zur Änderung der Verord- 
nungen (EG) Nr. 1493/1999, (EG) Nr. 1782/2003, (EG) 
Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 3/2008 und zur Aufhebung der Ver- 
ordnungen (EWG) Nr. 2392/86 und (EG) Nr. 1493/1999 
(ABI. L 148 vom 6. 6. 2008, S. 1). Die neue gemeinsame 
Marktorganisation für Wein sieht Änderungen bei der Be- 
zeichnung der Weine vor. Ein wesentliches Element der 
Kennzeichnung der Weine sind ab 1 . August 2009 geschützte 
Ursprungsbezeichnungen und geografische Angaben sowie 
traditionelle Begriffe für Weine. Das deutsche Qualitäts- 
weinsystem mit dieser neuen Systematik zu verbinden erfor- 
dert Anpassungen zahlreicher Bestimmungen des Wein- 
gesetzes. Vorschriften über ein nationales Vorverfahren zum 
Schutz von Ursprungsbezeichnungen und geografischen 
Angaben sind neu aufzunehmen. Bei den Bestimmungen 
über die Qualitätsweine bestimmter Anbaugebiete und dem 
amtlichen Prüfungsverfahren sind im Hinblick auf die An- 
forderungen an Produktspezifikationen Ergänzungen vor- 
zunehmen. Die Regelungen über Landweine werden dahin- 
gehend ausgestaltet, dass für sie die EG-Bestimmungen über 
Weine mit geschützter geografischer Angabe angewendet 
werden können. Die Verweisungen auf die Verordnung (EG) 
Nr. 1493/1999 sind aufzuheben. Neue Bezugnahmen auf das 
Gemeinschaftsrecht erfolgen mit dem Hinweis, dass die Ver- 
ordnung (EG) Nr. 479/2008 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Wein nur für eine begrenzte Zeit gilt und 
deren Vorschriften in die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 
über die einheitliche GMO integriert werden. 

Für den Bund bedeutet die Durchführung eines nationalen 
Vorverfahrens zum Schutz von Ursprungsbezeichnungen 
und geografischen Angaben neuen Vollzugsaufwand. Dieser 
Aufwand ist durch das Gemeinschaftsrecht verursacht; es be- 
steht für die Mitgliedstaaten die Verpflichtungen, ein natio- 
nales Vorverfahren einzurichten. 

Durch die gemeinschaftsrechtlich vorgesehenen Kontrollen 
von Produktspezifikationen für Weine mit geschützten Ur- 
sprungsbezeichnungen und geografischen Angaben entsteht 
für die Länder zusätzlicher Aufwand im Vergleich zur bishe- 
rigen Tätigkeit im Rahmen der amtlichen Qualitätsweinprü- 
fung. Neuen Kontrollaufwand bringt der Schutz der Land- 
weingebietsbezeichnungen als geografische Angaben mit 
sich; der Kontrollumfang wird im Rahmen des Gemein- 
schaftsrechts weitgehend den Ländern überlassen. 

Auswirkungen auf die Haushalte der Kommunen sind nicht 
zu erwarten. 

Die im Gemeinschaftsrecht vorgesehenen Kontrollen bei 
Qualitätsweinen bestimmter Anbaugebiete (Weinen mit ge- 
schützten Ursprungsbezeichnungen), Landweinen (Weinen 
mit geschützter geografischer Angabe) und die Zertifizie- 
rung von Weinen mit Rebsorten- oder Jahrgangsangabe wer- 


den Kontrollkosten verursachen, die nach dem Gemein- 
schaftsrecht von den Wirtschaftsbeteiligten zu tragen sind. 
Die Höhe der Kosten kann nicht beziffert werden, da inso- 
weit landesrechtliche Vorgaben maßgeblich sind. Die Markt- 
position der Qualitätsweine b. A. und das Interesse an Reb- 
sortenangaben bei Weinen lassen erwarten, dass der ent- 
stehende Kostenaufwand von den Marktbeteiligten in Kauf 
genommen wird. Insgesamt dürften die Produktionskosten 
nicht merklich steigen. Auswirkungen auf Einzelpreise, auf 
das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis- 
niveau, sind nicht zu erwarten. 

Durch den Gesetzentwurf werden keine neuen Informa- 
tionspflichten begründet. Soweit das Antragsverfahren zum 
Schutz von Ursprungsbezeichnungen und geografischen An- 
gaben geregelt wird, handelt es sich um Maßnahmen des 
nationalen Vorverfahrens zur Erlangung des gemeinschafts- 
rechtlichen Schutzes, dessen Grundlage allein das Gemein- 
schaftsrecht darstellt. National werden keine Informations- 
pflichten von Bürgern oder Bürgerinnen begründet. Soweit 
Vorgaben für die Kontrollen von Weinen mit bestimmten An- 
gaben getroffen werden und daraus Informationspflichten 
der Wirtschaftsbeteiligten resultieren können, finden diese 
ihre Grundlage im Gemeinschaftsrecht. 

Der Bund hat die Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 74 
Absatz 1 Nummer 17 in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 1 
des Grundgesetzes (GG). Die Vorschriften im Bereich der 
Ursprungsbezeichnungen und geografischen Angaben für 
Weine stützen sich auf die Kompetenz nach Artikel 73 Ab- 
satz 1 Nummer 9 GG. 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht des Europäischen 
Rechts vereinbar. 

Eine Befristung des vorliegenden Änderungsgesetzes oder 
des Stammgesetzes ist nicht sinnvoll, da das Stammgesetz 
und das Änderungsgesetz auf dauerhafte Wirkungen für den 
Weinsektor angelegt ist. 

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung sind 
durch das Gesetzesvorhaben nicht zu erwarten. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (Änderung des Inhaltsverzeichnisses) 

Das Inhaltsverzeichnis wird angepasst. 

Zu Nummer 2 (§ 1) 

Die Festlegungen zum Zweck des Gesetzes werden ergänzt, 
um einen stärkeren Bezug zu den gemeinschaftsrechtlichen 
Vorschriften, insbesondere der gemeinsamen Marktorgani- 
sation, herzustellen. Eine wesentliche Zielsetzung des Geset- 
zes besteht darin, durch das Weingesetz die nationale Qua- 
litätspolitik für Weine im Rahmen der gemeinschaftsrecht- 
lichen Vorschriften auszugestalten. 
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Zu Nummer 3 (§ 2) 

Zu Buchstabe a 

Anstelle des Verweises auf die Verordnung (EWG) Nr. 1601/ 
91 werden die dort geregelten Erzeugnisse genannt, ohne 
dass damit eine inhaltliche Änderung verbunden ist. 

Zu den Buchstaben b und c 

Auf die Klammerausdrücke wird verzichtet, um zur begriff- 
lichen Klarheit beizutragen. 

Zu Buchstabe d 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe e 

Neue Nummer 24 

Der Begriff Qualitätswein erfasst die Qualitätsweine und die 
Prädikatsweine bestimmter Anbaugebiete, die künftig auf- 
grund der Eintragung des Namens der bestimmten Anbauge- 
biete in das Gemeinschaftsregister für geschützte Ursprungs- 
bezeichnungen (Artikel 46 der Verordnung (EG) Nr. 479/ 
2008) EG-rechtlich als geschützte Ursprungsbezeichnungen 
charakterisiert sind. 

Neue Nummer 25 

Entsprechend wird für Landwein bestimmt, dass mit dem Be- 
griff Landwein die Weine gemeint sind, die aufgrund der Ein- 
tragung in das Gemeinschaftsregister EG-rechtlich Weine mit 
geschützter geografischer Angabe sind. 

Neue Nummer 26 

Aus systematischen Gründen wird die Definition von 
„Grundwein“ in die allgemeinen Bestimmungen aufgenom- 
men. Inhaltlich beruht die Bestimmung auf der bisherigen 
Definition von Verarbeitungswein im Rahmen der Hektar- 
ertragsregelung (§ 9 Absatz la a. F.). Verarbeitungswein 
wird in Grundwein umbenannt, verbunden mit Anpassungen 
an gemeinschaftsrechtliche Änderungen. 

Zu Nummer 4 (§ 3) 

Die Verordnung (EG) Nr. 479/2008 sieht die Kategorie der 
Tafelweine nicht mehr vor. Die den Tafelwein betreffenden 
Regelungen werden aufgehoben, ln § 3 werden zwei neue 
Absätze aufgenommen, die der Anwendung der (neuen) 
EG-rechtlichen Bestimmungen über Weine mit geschützter 
Ursprungsbezeichnung und über Weine mit geschützter geo- 
grafischer Angabe auf die weingesetzlich geregelten Quali- 
tätsweine bestimmter Anbaugebiete und die Landweine die- 
nen sollen. Diese Bestimmungen dienen der Verknüpfung 
zwischen dem Gemeinschaftsrecht und dem Weingesetz. 

Zu Nummer 5 (§ 3a) 

Die bisherige Regelung über den Ausschluss der elektroni- 
schen Form wird im Hinblick auf sich verändernde Gegeben- 
heiten in den Betriebs- und Verwaltungsabläufen aufgege- 
ben. Es sollen die Vorschriften des § 3a des Verwaltungsver- 
fahrensgesetzes über die elektronische Kommunikation auch 
im Weinsektor anwendbar sein. Dem Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz wird die 


Ermächtigung erteilt, Ausnahmen von der generellen Zulas- 
sung der elektronischen Kommunikation vorzusehen. 

Zu Nummer 6 (§ 3b) 

Nachdem durch das Vierte Gesetz zur Änderung des Wein- 
gesetzes vom 19. Januar 2009 (BGBl. 1 S. 63) die rechtlichen 
Grundlagen zur Durchführung von Stützungsmaßnahmen 
auf Bundes- und Länderebene geschaffen worden sind, wer- 
den ergänzende Regelungen vorgesehen. Nach § 3b Absatz 2 
Satz 2 stehen aus den verfügbaren Gemeinschaftsmitteln für 
die Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 1 jährlich 1 Mio. Euro 
zur Verfügung. Mit Blick auf die mehrjährige Laufzeit des 
Stützungsprogramms soll eine Regelung getroffen werden, 
dass hinsichtlich des für Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 1 
vorgesehenen Betrages von 1 Mio. Euro Umschichtungen 
zugunsten der Maßnahmen nach den Absätzen 3 und 4 
grundsätzlich möglich sind. 

Die weitere Änderung von § 3b dient der EG-rechtskon- 
formen Durchführung der Stützungsmaßnahmen. Bei der 
Durchführung der Stützungsmaßnahmen sind Maßnahmen 
zum angemessenen Schutz der finanziellen Interessen der 
Gemeinschaften vorzusehen. Die Anwendung bestimmter 
Vorschriften des Gesetzes zur Durchführung der Gemeinsa- 
men Marktorganisationen und der Direktzahlungen (MOG) 
wird für Maßnahmen nach Absatz 3 (Umstrukturierung und 
Umstellung von Rebflächen) vorgesehen. Bei Verordnungen 
nach Absatz 4 können die Länder auf die Vorschriften des 
MOG verweisen. Insbesondere betrifft dies die Regelung 
bestimmter Kontrollbefugnisse und Mitwirkungspflichten 
nach den §§15 und 16 MOG und speziell die Rechtsgrund- 
lagen für Rücknahme, Widerruf, Erstattung im Fall zu Un- 
recht gewährter Vergünstigungen nach § 10 MOG. 

Zu Nummer 7 (§ 4) 

Die in § 4 Absatz 2 vorgesehene Verordnungsermächtigung, 
die Destillation von Erzeugnissen in bestimmten Fällen an- 
zuordnen, wird auf Fälle beschränkt, in denen Anpflanzun- 
gen nach dem Weingesetz und darauf gestützten Verordnun- 
gen als nicht rechtmäßig zu behandeln sind. Bei Verstößen 
gegen das Gemeinschaftsrecht sind gemeinschaftsrechtliche 
Bestimmungen anwendbar. 

Zu Nummer 8 (§ 6) 

Zu Buchstabe a 

Die Regelungsbefugnisse der Länder werden erweitert um 
die Möglichkeit aus wirtschaftlichen Erwägungen Erzeugern 
Wiederbepflanzungsrechte zu erteilen, die sich zur Rodung 
einer Rebfiäche verpflichten (Artikel 92 Absatz 2 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 479/2008). 

Zu Buchstabe b 

Eine dem Artikel 4 Absatz 4 dritter Unterabsatz der Verord- 
nung (EG) Nr. 1493/1999 entsprechende Regelung besteht 
nach der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 nicht. § 6 Absatz 6 
wird deshalb aufgehoben. 

Zu Nummer 9 (§ 7) 

Die Änderungen von § 7 dienen dazu, bei den Voraussetzun- 
gen für die Erteilung von Neuanpflanzungsrechten die Land- 
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weine zu berücksichtigen und insbesondere den Begriff „Ta- 
felwein mit geografischer Angabe“ durch „Landwein“ zu 
ersetzen. Eine Erteilung von Neuanpflanzungsrechten soll 
künftig auch bei einer Eignung einer Fläche zur Erzeugung 
von Landwein möglich sein. 

Zu Nummer 10 (§ 8) 

§ 8 wird neu gefasst, um den Ländern die Befugnis zu über- 
tragen, Pflanzungsrechte zu erteilen um Regularisierungen 
nach Artikel 86 der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 bis zum 
3 1 . Dezember 2009 durchzuführen. Die Regularisierung er- 
folgt unter Beachtung der weingesetzlichen Bestimmungen 
über die Vergabe von Pflanzrechten. Unterbleibt eine Re- 
gularisierung dieser Flächen, so zieht das nach dem Ge- 
meinschaftsrecht die Rodungsverpflichtung nach sich. Bei 
widerrechtlichen Anpflanzungen von Rebflächen nach dem 
1. September 1998 besteht nach Artikel 85 der Verordnung 
(EG) Nr. 479/2008 eine (zwingende) Rodungsverpflichtung. 

Zu Nummer 11 (§ 8a) 

Nach den Bestimmungen über die Bewirtschaftung des Pro- 
duktionspotentials in Artikel 93 der Verordnung (EG) 
Nr. 479/2008 können die im Rahmen der Verordnung (EG) 
Nr. 1493/1999 geschaffenen nationalen oder regionalen Re- 
serven weitergeführt werden. Ein auf der Grundlage der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1493/1999 geführtes effizientes alterna- 
tives System kann gleichermaßen fortgesetzt werden. Die im 
bisherigen § 8a Absatz 2 enthaltene Vorschrift über eine ab- 
weichende Entscheidung, d. h. der Entscheidung mit einem 
alternativen effizienten System zu arbeiten, wird aufgege- 
ben, da sie auf Detailbestimmungen der Verordnung (EG) 
Nr. 1493/1999 ausgerichtet war. Eine spezielle Vorschrift zu 
den im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 gelten- 
den Bestimmungen über die Geltungsdauer der Wieder- 
bepflanzungsrechte wird in Absatz 4 aufgenommen. In der 
Verordnung (EG) Nr. 479/2008 ist für die auf der Grundlage 
dieser Verordnung erteilte Wiederbepflanzungsrechte keine 
Geltungsdauer mehr bestimmt. 

Zu Nummer 12 (§ 9) 

Die Grundlage der Hektarertragsregelung bildet (weiterhin) 
der Gesamthektarertrag, der - mit Ausnahme der im neu ge- 
fassten Absatz 4 genannten Rebflächen - alle Rebflächen 
eines Betriebes einbezieht. Die nach der Verordnung (EG) 
Nr. 479/2008 eintretenden Änderungen bei der Einteilung 
und Kennzeichnung der Weine begründen gewisse Änderun- 
gen in den Details. Nach dem Gemeinschaftsrecht müssen 
die Produktspezifikationen von Weinen mit geschützter Ur- 
sprungsbezeichnung (Qualitätsweine b. A.) und Weinen mit 
geschützten geografischen Angaben (Landweine) die Fest- 
legung eines Hektarertrages umfassen, weshalb in Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1 nicht nur die Anbaugebiete sondern auch 
die Landweingebiete aufzuführen sind. Das Rebsortenmo- 
dell kam seit Jahren nicht zur Anwendung und wird als ver- 
zichtbar erachtet. Für das Qualitätsgruppenmodell werden 
fünf Weingruppen beschrieben, hinsichtlich derer eine ge- 
sonderte Festlegung der Hektarerträge erfolgen kann. Eine 
Verpflichtung, fünf Weingruppen zu bilden, besteht nicht. 

Die Frist für die Abgabe der gesonderten Berechnung wird 
vom 15. Dezember des Emtejahres auf den 15. Januar des 
darauf folgenden Jahres verschoben, da die Frist bei be- 


stimmten gemeinschaftsrechtlichen Meldeverpflichtungen 
künftig gelten wird. 

In Absatz 3, in dem die Obergrenzen für die Festlegung der 
Hektarerträge im Qualitätsgruppenmodell bestimmt sind, 
wird dem Änderungsbedarf entsprochen, der durch den Weg- 
fall der Tafelweine entsteht. Die gemeinschaftsrechtlichen 
Änderungen in der Einteilung und Kennzeichnung der Weine 
werden dabei so umgesetzt, dass die bisherigen Prinzipien der 
Qualitätspolitik und Mengensteuerung weiterverfolgt werden. 

Die Neufassung des Absatzes 4 umfasst sachlich den Wegfall 
der bisherigen Regelung von Absatz 4 und das Einfügen 
einer neuen Regelung, die mit der Festlegung des Gesamt- 
hektarertrages zusammenhängt. Der bisherige Absatz 4 soll 
ersatzlos wegfallen, da er ohne praktische Bedeutung ge- 
blieben ist. Der neue Absatz 4 dient der Durchführung Hek- 
tarertragsregelung in den Fällen, in denen nach den EG- Vor- 
schriften über Ursprungsbezeichnungen und geografischen 
Angaben für bestimmte Rebflächen eine spezielle Begren- 
zung der Erträge der Rebflächen (im Rahmen der Kontrolle 
der Einhaltung der Produktspezifikationen) maßgeblich ist. 
Wenn im Rahmen des Schutz verleihenden Verfahrens nach 
Titel III Kapitel IV Abschnitt 3 der Verordnung (EG) Nr. 479/ 
2008 (Artikel 38 bis 41 der genarmten Verordnung) eine 
Eintragung von Ursprungsbezeichnungen oder geografi- 
schen Angaben erfolgt, soll der Ertrag dieser Rebflächen, die 
für die Ursprungsbezeichnung oder geografische Angabe 
abgegrenzt sind, nicht in den Gesamthektarertrag des Betrie- 
bes einfließen, sondern getrennt geführt und erfasst werden, 
sofern der Ertrag unter der eingetragenen Bezeichnung ver- 
marktet werden soll. 

In Absatz 6 wird der bisherige § 9 Absatz la Satz 2 fortge- 
führt. 

Zu Nummer 13 (§ 10) 

Es werden begriffliche Anpassungen vorgenommen. 

Zu Nummer 14 (§ 12) 

§12 Absatz 3 Nummer 1 wird aufgegeben, weil die Re- 
gelung ohne praktische Auswirkung geblieben ist. Die Er- 
mächtigung an die Länder, in Rechtsverordnungen zuzulas- 
sen, dass die Hektarertragsregelung nicht zur Anwendung 
kommt, wenn ein Betrieb die Verpflichtung eingeht, auf die 
Erzeugung von Qualitätsweinen (im weiten Sinn) zu verzich- 
ten, hat keine Resonanz gefunden. Die Regelung soll deshalb 
nicht fortgeführt werden. 

Zu Nummer 15 (§ 15) 

Bei den Formulierungen zu den Verordnungsermächtigun- 
gen betreffend die Erhöhung des Alkoholgehaltes und die 
Süßung werden Änderungen vorgenommen, die sich am Re- 
gelungsbedarf aufgrund des geänderten Gemeinschaftsrechts 
orientieren. 

Zu Nummer 16 (§ 16) 

Zu Buchstabe a 

In den Anwendungsbereich der Vorschrift werden alle vom 
Gesetz erfassten Erzeugnisse einbezogen im Hinblick auf 
den Wegfall von Artikel 45 Absatz 1 Buchstabe b der Verord- 
nung (EG) Nr. 1493/1999, der eine entsprechende Regelung 
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für Weine im Sinne der gemeinsamen Marktorganisation ent- 
hielt. 

Zu Buchstabe b 

Es wird ein neuer Absatz la mit einer Verordnungsermächti- 
gung aufgenommen, um der Verpflichtung nach Anhang VI 
Abschnitt D Nummer 1 der Verordnung (EG) Nr. 478/2008, 
die Mindestmenge Alkohol festzusetzen, die nach dem 
Pressen der Weintrauben in dem Trester und dem Weintrub 
enthalten sein soll, entsprechen zu körmen. 

Zu Buchstabe c 

Die Ermächtigung, Vermarktungsregeln zur Steuerung des 
Angebots zu erlassen, wird aufrechterhalten, da dies im Zu- 
sammenhang mit der Regelung der Branchenverbände wei- 
terhin Gegenstand einer gemeinschaftsrechtliche Regelung 
ist. ln die Ermächtigung wird eine Verfahrensregelung zur 
Anerkennung von Branchenverbänden einbezogen, weil die 
Grundlage dafür im Gemeinschaftsrecht vorgesehen ist. Die 
bisher für die Länder vorgesehene Verordnungsermächti- 
gung kann entfallen, da sie nicht benötigt wird. 

Zu Nummer 17 

ln der Überschrift werden die Qualitätsweine und die Land- 
weine angeführt, für die nachfolgend Bestimmungen über 
Produktspezifikationen aufgenommen werden. 

Zu Nummer 18 (§ 16a) 

Die Änderung unter Nummer 1 8 wie auch weitere Änderun- 
gen dienen der Anwendung der (neuen) EG-rechtlichen Be- 
stimmungen über Weine mit geschützter Ursprungsbezeich- 
nung und über Weine mit geschützter geografischer Angabe 
auf die weingesetzlich geregelten Qualitäts weine bestimmter 
Anbaugebiete und die Landweine. Die Rahmenbedingungen 
für die Herstellung der deutschen Qualitätsweine und Land- 
weine folgen aus den gemeinschaftsrechtlichen Anforde- 
rungen an Produktspezifikationen für Weine mit geschützten 
Ursprungsbezeichnungen und geschützten geografischen 
Angaben. Mit dem § 16a werden die nachfolgenden Be- 
stimmungen als Element der Produktspezifikationen charak- 
terisiert im Hinblick auf die Erfüllung der Kontrollpflichten 
nach Artikel 48 und der Pflicht nach Artikel 5 1 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 479/2008, technische Unterlagen mit 
den Produktspezifikationen für die Qualitätsweine der be- 
stimmten Anbaugebiete und die Landweine aus den Land- 
weingebieten an die Europäische Kommission zu übermit- 
teln. 

Zu Nummer 19 (§ 17) 

Bei § 17 wird eine Änderung vorgenommen, die die Bereg- 
nung betrifft. Nachdem das Gemeinschaftsrecht keine Vor- 
gabe zur Einschränkung der Beregnung von Rebflächen 
mehr vorsieht, wird es den Ländern überlassen, ob sie Rege- 
lungen über die Bewässerung von Rebflächen vorsehen. 

Zu Nummer 20 (§ 19) 

Zu Buchstabe a 

Da Sekt b. A. die marktgängige Bezeichnung für Qualitäts- 
schaumwein b. A. ist und diese keine eigenständige Bedeu- 


tung neben Sekt b. A. hat, wird der Begriff Sekt b. A. ver- 
wendet. 

Zu Buchstabe b 

Die Formulierung in § 1 9 Absatz 3 wird geändert, um die sys- 
tematische organoleptische und analytische Untersuchung 
als Grundlage der Erteilung einer amtlichen Prüfungsnum- 
mer für Qualitätsweine gesetzlich vorzugeben und diese An- 
forderung der amtlichen Qualitätsweinprüfüng vor dem Hin- 
tergrund der neuen gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen 
festzulegen. Bundeseinheitlich soll das gemeinschaftsrecht- 
liche Kriterium, dass bei Weinen mit geschützter Ursprungs- 
bezeichnung organoleptische und analytische Untersuchun- 
gen durchzuführen sind, in der Weise ausgestaltet sein, dass 
die Untersuchungen systematisch erfolgen müssen. 

Zu Nummer 21 (§ 21) 

Es werden Anpassungen im Hinblick auf das Gemeinschafts- 
recht vorgenommen. 

Zu Nummer 22 

Diese Änderung ist im Zusammenhang mit Nummer 25 zu 
sehen. 

Zu Nummer 23 (§ 22) 

Die Vorschrift über Landwein wird ergänzt um neue Bestim- 
mungen zur Einbindung der Landweine in das gemein- 
schaftsrechtliche System von Weinen mit geschützter geo- 
grafischer Angabe und deren Kontrollen. 

Zu Nummer 24 (§ 22a) 

Es wird eine Verordnungsermächtigung aufgenommen, um 
den Bereich der Kontrollen der Produktspezifikationen näher 
regeln zu können, ln den von der Europäischen Kommission 
auf der Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 erlas- 
senen Durchführungsverordnungen sind bestimmte Vor- 
schriften vorgesehen, deren Anwendung den Erlass von 
Detailregelungen erforderlich machen kann. Dazu soll das 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz ermächtigt werden. 

Zu Nummer 25 

ln der Überschrift werden die geografischen Bezeichnungen 
und die Kennzeichnung genannt, da beide Bereiche im 5. Ab- 
schnitt behandelt werden. 

Zu Nummer 26 (§§ 22b bis 22d) 

Neuer § 22b 

ln einem neuen § 22b werden Bestimmungen zum Schutz 
geografischer Bezeichnungen in Anlehnung an §§126 
und 127 des Markengesetzes vorgesehen, um zu einem wirk- 
samen Schutz der gemeinschaftsrechtlich geschützten Ur- 
sprungsbezeichnungen und geografischen Angaben und 
auch der nach Weinbergslagenrecht anerkarmten Lagen und 
Bereiche beizutragen. 

Neuer § 22c 

Mit einem neuen § 22c wird das nationale Vorverfahren im 
Sinne des Artikels 38 der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 zur 
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Eintragung von Ursprungsbezeichnungen und geografischen 
Angaben in das Gemeinschaftsregister geregelt. Orientiert an 
den Bestimmungen nach § 130 des Markengesetzes wird ein 
Verfahren geregelt, das den sektorspezifischen Gegeben- 
heiten Rechnung tragen soll. Zwecks Regelung von Einzel- 
heiten wird eine Verordnungsermächtigung für das Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau- 
cherschutz vorgesehen. 

Neuer § 22d 

Es wird eine Verordnungsermächtigung eingefügt, damit das 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz grundlegende Bestimmungen für Weine, die 
Gegenstand einer Produktspezifikation sind, festlegen kann. 
Im Hinblick auf die Ziele der Qualitätspolitik sollen allge- 
mein für Weine mit geschützter Ursprungsbezeichnung oder 
geografischer Angabe Qualitätsanforderungen gestellt wer- 
den können. 

Zu Nummer 27 (§ 23) 

§ 23 Absatz 1 und 2 werden neu gefasst. Die Regelung über 
die Angabe kleinerer geografischer Einheiten erfolgt im Hin- 
blick darauf, dass die in der Weinbergsrolle geführten Lagen 
und Bereiche sowie die Namen von Gemeinden und Ortstei- 
len als fakultative Angaben nach Artikel 60 Absatz 1 Buch- 
stabe g der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 und der dazu er- 
lassenen Durchführungsakte der Europäischen Kommission 
der näheren Regelung bedürfen. Soweit eine Eintragung von 
in Absatz 1 genannten Namen in das Register der geschütz- 
ten Ursprungsbezeichnungen und geografischen Angaben 
für Wein vorliegt, kommt deren Verwendung als fakultative 
Angabe nicht mehr in Betracht. 

In Absatz 3 wird eine Verordnungsemiächtigung aufgenom- 
men, um hinsichtlich der Gemeinde- und Ortsteilnamen Vo- 
raussetzungen eines Antrags auf Schutz einer Ursprungsbe- 
zeichnung oder geografischen Angabe regeln zu können. 
Nach den derzeitigen weinrechtlichen Bestimmungen sind 
bei der Angabe einer Lage der Gemeinde- oder Ortsteilname 
anzugeben. Regelungsbedarf hinsichtlich eines Schutzan- 
trags kann sich insoweit ergeben, als bei Gemeinde- und 
Ortsteilnamen das Interesse besteht, dass sie im Rahmen bis- 
heriger Möglichkeiten weiter verfügbar bleiben. 

Die Änderungen von § 23 Absatz 4 Nummer 4 und Absatz 5 
dienen der Regelung des Falles, dass ein Schutz einer in der 
Weinbergsrolle eingetragenen Lage oder eines dort eingetra- 
genen Bereiches als Ursprungsbezeichnung oder geografi- 
sche Angabe beantragt wird. Verfahrensmäßig sollen die 
Rechte derjenigen, die durch eine Antragstellung und eine 
mögliche Eintragung betroffen sind, auch über die Beteili- 
gung nach § 22c Absatz 3 gewahrt werden. 

Zu Nummer 28 (§ 23a) 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz wird ermächtigt, die Kennzeichnung von 
Erzeugnissen, die den Namen eines bestimmten Anbauge- 
bietes, eines Landweingebietsnamens oder eines traditionel- 
len Begriffs und einer geschützten Ursprungsbezeichnung 
oder geografischen Angabe, die diesen Status im (regulären) 
Schutz verleihenden Verfahren erlangt hat, näher zu regeln. 


Zu Nummer 29 (§ 24) 

Zu Buchstabe a 

Es sollen die Angaben „geschützte Ursprungsbezeichnung“ 
und „geschützte geografische Angabe“ mit Blick auf die Ver- 
wendung der für Deutschland anerkannten traditionellen Be- 
griffe im Rahmen des Artikels 59 Absatz 3 Buchstabe a der 
Verordnung (EG) Nr. 479/2008 ausgeschlossen werden in 
der Phase, in der nach Artikel 5 1 Absatz 2 und 3 der Verord- 
nung (EG) Nr. 479/2008 die Produktspezifikationen für die 
Weine der bestimmten Anbaugebiete und die Landweine zu 
erstellen und der Europäischen Kommission zu übermitteln 
sind. 

Die bisherige Regelung in Absatz 1 ist mit Artikel 4 Ab- 
satz 3 erster Unterabsatz der Verordnung (EG) Nr. 1924/ 
2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Dezember 2006 über nährwert- und gesundheitsbezo- 
gene Angaben über Lebensmittel (ABI. L Nummer 404 
vom 31. 12. 2006; ABI. L Nummer 12 vom 18. 1. 2007) 
nicht vereinbar und wird aufgehoben. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um begriffliche Anpassungen, nachdem eine 
Zulassung von Wettbewerben im Gemeinschaftsrecht nicht 
mehr vorgesehen ist und weitere Öffnungen im EG-Bezeich- 
nungsrecht gegeben sind. 

Zu Buchstabe c 

Die Verpflichtung zur Einrichtung eines Zertifizierungs-, 
Genehmigungs- und Kontrollverfahrens für Wein (ohne ge- 
schützte geografische Bezeichnung), der eine Rebsorten- 
oder Jahrgangsangabe trägt, wird den Landesregierungen 
übertragen. Diese sollen nach den regionalen Gegebenheiten 
die Kontrollinstrumente und Kontrollintensität bestimmen 
können und dabei auch private Stellen beteiligen können. 

Zu Nummer 30 (§ 33) 

Der Buchstabe a ist zurückzuführen auf den Wegfall des Be- 
griffs Tafelwein, die Änderung unter Buchstabe b auf den 
Wegfall detaillierter gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften 
zum Produktionspotential. 

Zu Nummer 31 (§ 34) 

Nach der Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2392/86 
durch Artikel 128 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 479/ 
2008 wird der Verweis gestrichen. Inhaltlich wird die Rege- 
lung aufrechterhalten, da deren Grundlage in Artikel 108 der 
Verordnung (EG) Nr. 479/2008 und dazu erlassener Durch- 
führungsbestimmungen weiterhin Bestand hat. 

Zu Nummer 32 (§ 43) 

Es handelt sich um eine Anpassung im Hinblick auf den 
Wegfall des Begriffs Tafelwein nach dem Gemeinschafts- 
recht. 

Zu Nummer 33 (§ 44) 

Es wird auf die Erläuterung zu Nummer 3 1 hingewiesen. 
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Zu Nummer 34 (§ 49) 

Aktualisierung der Verweisung und Einbeziehung des neuen 
§ 22b in die Strafvorschriften. 

Zu Nummer 35 (§ 50) 

Aktualisierung der Verweisung in den Bußgeldvorschriften. 
Zu Nummer 36 (§ 56) 

§56 wird mit einem neuen Absatz 12 um eine notwendige 
Übergangsvorschrift ergänzt. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 sieht eine Bekanntmachungserlaubnis vor. 

Zu Artikel 3 

Das Gesetz soll unverzüglich in Kraft treten. 


Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 1 92, 50735 Köln, Telefon (02 21 ) 97 66 83 40, Telefax (02 21 ) 97 66 83 44 

ISSN 0722-8333 


